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ZIESCHANGStrafrecht Allgemeiner Teil

Auch in der 7. Auflage wird der examensrelevante Stoff des Allgemei-
nen Teils des Strafrechts prägnant und in sehr gut verständlicher Form 
dargestellt. Kontrovers diskutierte Probleme bereitet der Autor unter 
Berücksichtigung des Meinungsstands in Rechtsprechung und Schrift-
tum übersichtlich auf, sodass die Leserinnen und Leser sich gut über 
die jeweils vertretenen Ansichten informieren können. Zudem veran-
schaulichen zahlreiche Beispielsfälle die maßgeblichen Aspekte. 

Vielfache Hinweise zu Gutachtentechnik, Fallbearbeitung und Prü-
fungsaufbau erleichtern nicht zuletzt das Anfertigen strafrechtlicher 
Übungsarbeiten. Die jeweils relevanten Fragestellungen sind eingebet-
tet in Fallprüfungen, sodass aufgrund eines klar strukturierten Aufbaus 
gleichzeitig deutlich wird, an welcher Stelle im Prüfungsaufbau das 
entsprechende Problem anzusprechen ist.

Das Buch eignet sich sehr gut für Studienanfängerinnen und -anfän-
ger, aber auch im weiteren Verlauf des Studiums bis zum Examen kann 
das Lehrbuch als kompakte Darstellung der im Examen bedeutsamen 
Probleme aus dem Bereich des Allgemeinen Teils des Strafrechts her-
angezogen werden.
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Vorwort zur ersten Auflage

Das vorliegende Buch verfolgt ein wesentliches Ziel: Es soll kompakt denjenigen Stoff vermit-
teln, der im Ersten Juristischen Staatsexamen im Bereich des Allgemeinen Teils des Strafrechts
vorausgesetzt wird. Angesichts der Neugliederung der Juristenausbildung und des Examens –
Stichwort „Schwerpunktbereiche“ – nimmt der Umfang der Prüfungsmaterie, welche die Stu-
denten im Examen beherrschen müssen, weiter zu. Umso mehr bedarf es eines Lehrbuchs, das
unter Einbeziehung von Aufbau- und Klausurbearbeitungshinweisen über den examensrele-
vanten Stoff informiert. Um diesem Bedürfnis gerecht zu werden, wird der Allgemeine Teil
des Strafrechts in dem vorliegenden Buch unter dem Gesichtspunkt der Prüfungsrelevanz auf-
bereitet. Das Buch ist so konzipiert, dass es bereits in den Anfangssemestern als vorlesungs-
begleitende Lektüre ohne Weiteres benutzt werden kann. Es dient insbesondere aber auch zur
komprimierten Wiederholung in der Phase der Examensvorbereitung.

Würzburg, im April 2005 Frank Zieschang

Vorwort zur siebten Auflage

Das Buch ist unter Berücksichtigung neuerer Rechtsprechung und jüngerer wissenschaftlicher
Veröffentlichungen auf den aktuellen Stand gebracht und ergänzt worden. Das Grundkonzept,
die Konzentration auf das examensrelevante Wissen, ist auch für die siebte Auflage beibehal-
ten.

Würzburg, im Januar 2023 Frank Zieschang
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1. KAPITEL
Das vorsätzliche vollendete Begehungsdelikt

Bevor auf die Voraussetzungen des vorsätzlichen vollendeten Begehungsdelikts im Detail ein-
gegangen wird, bedarf es zunächst einiger einführender Hinweise.

I. Einleitende Bemerkungen

1Prototyp für die Prüfung, ob sich jemand wegen eines bestimmten Delikts strafbar gemacht hat,
ist das vorsätzliche vollendete Begehungsdelikt. In dieser Formulierung sind bereits drei Infor-
mationen enthalten.

2Einmal verdeutlicht der Begriff „Vorsatz“, dass nicht bloß sorgfaltswidriges, fahrlässiges Ver-
halten in Rede steht, sondern ein wissentliches und willentliches. Nach § 15 StGB ist hinsicht-
lich der im Besonderen Teil des StGB normierten strafbaren Verhaltensweisen ein Vorsatzbe-
zug erforderlich, es sei denn, Fahrlässigkeit ist ausdrücklich unter Strafe gestellt. Das
Vorsatzdelikt stellt also den im StGB geregelten Normalfall dar. Das Fahrlässigkeitsdelikt
wird dementsprechend eigenständig erst im 3. Kapitel behandelt.

3Der Begriff „Vollendung“ bildet den Gegensatz zum lediglich versuchten Delikt. Der Versuch,
welcher im StGB in den §§ 22 f. StGB geregelt ist, gehorcht vor dem Hintergrund, dass dieser
maßgeblich auch durch subjektive Komponenten geprägt wird und eine Abgrenzung zur
grundsätzlich straflosen Vorbereitung erfolgen muss, anderen Aufbauregeln als das vollendete
Delikt. Bei Letzterem ist zunächst einmal zu erörtern, ob ein bestimmter Straftatbestand über-
haupt in objektiver Hinsicht verwirklicht worden ist, bevor auf den Willen zu seiner Erfüllung
eingegangen wird. Zudem ist der Versuch nicht stets unter Strafe gestellt. Im StGB bildet das
vollendete Delikt die Grundkonstellation. Der Versuch wird demgemäß erst im 4. Kapitel dar-
gestellt.

4Schließlich ist auch mit dem Begriff „Begehungsdelikt“ eine Präzisierung verbunden: Den
Gegensatz bildet das Unterlassungsdelikt, bei dem der Gesetzgeber gegenüber dem Rechtsge-
nossen ein Gebot zum Handeln aufstellt, wobei Untätigkeit Strafe nach sich zieht. Typisches
Beispiel ist die Unterlassene Hilfeleistung gemäß § 323 c Abs. 1 StGB, jedoch kann – über § 13
StGB – grundsätzlich auch jede als Begehungsdelikt nach dem StGB ausgestaltete Strafnorm
durch Unterlassen verwirklicht werden. Beim Begehungsdelikt handelt es sich dagegen um
ein Handlungsverbot, das der Gesetzgeber unter Strafandrohung anordnet; es ist wiederum
der Normalfall, von dem das StGB ausgeht. Folglich wird das Unterlassungsdelikt mit seinen
eigenen Aufbauregeln erst im 5. Kapitel des Buches erörtert.
Angesichts dieser Abgrenzungen wird deutlich, dass dem Strafgesetzbuch in erster Linie der
Fall zugrunde liegt, in dem ein Täter willentlich eine Straftat durch aktives Tun vollständig
ausführt, also ein vorsätzliches vollendetes Begehungsdelikt realisiert. Dieses wird im 1. Kapi-
tel näher dargestellt.

1. Der verfassungsrechtliche Ausgangspunkt

5Aus Art. 103 Abs. 2 GG, der wortidentisch mit § 1 StGB ist, folgt zunächst mit Verfassungs-
rang, dass ein Täter nur bestraft werden kann, wenn das Verhalten vor der Tatbegehung vom
Gesetzgeber bereits unter Strafe gestellt ist. Es gibt keine Strafe ohne Gesetz (nulla poena sine
lege). Nur so kann der Einzelne wissen, welches Verhalten verboten ist, was ihn vor Willkür
schützt. Ausgangspunkt für die Prüfung einer Strafbarkeit ist daher immer eine gesetzliche
Norm, die ein bestimmtes Verhalten pönalisiert. Dabei bestimmt § 2 StGB im Einzelnen, wel-
ches Strafgesetz auf die Tat anzuwenden ist.
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6 Mit dem sogenannten Gesetzlichkeitsprinzip des Art. 103 Abs. 2 GG sind weitere wichtige
Gesichtspunkte verbunden. So muss nach dem Bestimmtheitsgrundsatz für den Einzelnen
erkennbar sein, welches Verhalten unter Strafe steht und welche Rechtsfolgen mit einem Ver-
stoß dagegen verbunden sind. Der Bestimmtheitsgrundsatz gilt also sowohl für die Tatbe-
stands- als auch für die Rechtsfolgenebene.

7 Zudem resultiert aus Art. 103 Abs. 2 GG das Verbot rückwirkenden Strafens. Das Rückwir-
kungsverbot bedeutet, dass ein Verhalten nicht erst nachträglich mit Strafe belegt oder einer
Strafschärfung unterzogen werden darf. Das Rückwirkungsverbot gilt im materiellen Straf-
recht. In Bezug auf die Strafverfolgungsvoraussetzungen hat das Bundesverfassungsgericht
hingegen entschieden, dass eine rückwirkende Verlängerung (laufender) Verjährungsfristen
keinen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG darstellt (BVerfG, NStZ 2000, 251). Darüber hinaus
greift das Rückwirkungsverbot nicht bei Maßregeln der Besserung und Sicherung gemäß § 61
StGB. Diese setzen – mit Ausnahme der Sicherungsverwahrung gemäß § 66 StGB – nicht die
Schuld des Täters voraus, sondern knüpfen entscheidend an die Gefährlichkeit des Täters für
die Allgemeinheit an. Fehlt z. B. wegen einer krankhaften seelischen Störung des Täters (§ 20
StGB) dessen Schuld, kann keine Strafe verhängt werden, jedoch sieht § 63 StGB die Unter-
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus vor, wenn von dem Täter infolge seines
Zustands erhebliche rechtswidrige Taten zu erwarten sind und er deshalb für die Allgemein-
heit gefährlich ist. Das deutsche Strafrecht ist also durch eine Zweispurigkeit gekennzeichnet,
indem zwischen Strafen, welche Schuld voraussetzen, einerseits und Maßregeln, die an einen
gefährlichen Zustand anknüpfen, andererseits unterschieden wird. Bei Letzteren ist nun
gemäß § 2 Abs. 6 StGB, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nach dem Gesetz zu ent-
scheiden, das zur Zeit der Entscheidung gilt.

8 Verboten durch Art. 103 Abs. 2 GG sind schließlich Gewohnheitsrecht zulasten des Täters
und die Analogie zulasten des Täters. Ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG liegt daher z. B.
vor, wenn man die Strafvorschrift des unbefugten Gebrauchs eines Fahrzeugs gemäß § 248 b
StGB auf Tretroller analog anwendet. Das wäre eine verbotene Analogie zulasten des Täters.
Dagegen sind Gewohnheitsrecht und auch Analogie zugunsten des Täters zulässig. So ist etwa
der Rechtfertigungsgrund der Einwilligung gewohnheitsrechtlich anerkannt. Sofern die
Voraussetzungen der Analogie gegeben sind (unbewusste Unvollständigkeit des Gesetzes
[planwidrige Gesetzeslücke], Vergleichbarkeit von Normzweck und Interessenlage), kommt
ebenfalls Analogie zugunsten des Täters in Betracht.

9 Es bedarf also jeweils einer bereits vor Tatbegehung vorhandenen gesetzlichen Regelung, die
das verbotene Verhalten hinreichend präzisiert. Vor allem im Besonderen Teil des StGB (§§ 80
bis 358 StGB) finden sich derartige Strafvorschriften, wohingegen im Allgemeinen Teil des
StGB (§§ 1 bis 79 b StGB) primär Regelungen zusammengefasst sind, die gemeinsame Voraus-
setzungen der Strafvorschriften enthalten. Daneben gibt es auch im sogenannten Nebenstraf-
recht, also dem materiellen Strafrecht, welches nicht im StGB selbst geregelt ist, strafrechtlich
relevante Bestimmungen; diese sind zwar in der Praxis sehr bedeutsam, regelmäßig ist aber in
strafrechtlichen Klausuren oder Hausarbeiten darauf nach dem Bearbeitervermerk nicht ein-
zugehen. Ein Beispiel für Nebenstrafrecht ist das Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmit-
teln; dort werden im Zusammenhang mit dem Umgang mit Betäubungsmitteln auch Strafvor-
schriften normiert. § 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG bedroht u. a. mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe, wer Betäubungsmittel unerlaubt anbaut, herstellt, mit ihnen Handel treibt
oder einführt.

10 Im Folgenden werden als Beispiele vor allem Strafvorschriften aus dem Besonderen Teil des
StGB herangezogen, so etwa die Körperverletzung gemäß § 223 StGB oder der Totschlag gemäß
§ 212 StGB, aber auch der Diebstahl gemäß § 242 StGB sowie der Betrug gemäß § 263 StGB. In
diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass die Überschriften über den Strafvorschriften solche
sind, die der Gesetzgeber festgelegt hat. Dabei lassen die Vorschriften des Besonderen Teils
erkennen, dass es bei ihnen um den Schutz bestimmter Rechtsgüter (etwa Leben, körperliche
Unversehrtheit, Freiheit, Vermögen) geht. Insofern unterscheidet man die Individualrechtsgü-
ter wie Leben und Eigentum von den kollektiven Rechtsgütern (Rechtsgüter der Allgemein-
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heit) wie etwa die Rechtspflege. Da Strafrecht Ultima Ratio ist, gerät der strafrechtliche Rechts-
güterschutz hierbei nicht lückenlos; man spricht vom fragmentarischen Charakter des Straf-
rechts. So ist zum Beispiel in § 248 b StGB der unbefugte Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder
Fahrrads pönalisiert, nicht aber der etwa eines Tretrollers oder Pferdes.

2. Der dreistufige Verbrechensaufbau

11Ausgangspunkt für die Prüfung einer Strafbarkeit nach einer bestimmten Norm ist etwa folgen-
der Satz: „A könnte sich im Hinblick auf den dem O versetzten Faustschlag wegen Körperver-
letzung gemäß § 223 Abs. 1 StGB strafbar gemacht haben.“ Es steht also letztlich eine Frage am
Beginn der Prüfung, die der Beantwortung bedarf. Dabei sollte man konkretisieren, welches
bestimmte Verhalten des Täters in Bezug auf welches Opfer nach welcher konkreten Strafvor-
schrift untersucht wird. Anzusprechen sind sämtliche Strafvorschriften, die durch den Täter
möglicherweise verwirklicht worden sind. Zu unterbleiben haben aber ganz fernliegende Prü-
fungen. So wäre es in dem Fall, dass A dem O einen Faustschlag versetzt, abwegig, eine
schwere Körperverletzung gemäß § 226 StGB anzusprechen, es sei denn, der Sachverhalt ent-
hält Hinweise darauf, dass derartige Folgen eingetreten sind oder von A gewollt waren.

12Ausgehend von einer bestimmten Strafnorm ist Voraussetzung dafür, dass gegenüber einem
Täter eine Strafe verhängt werden kann, sein tatbestandliches, rechtswidriges und schuldhaf-
tes Verhalten. Hierbei handelt es sich um den sogenannten dreistufigen Verbrechensaufbau.
Er gilt selbstverständlich nicht nur für Verbrechen im Sinne des § 12 Abs. 1 StGB, sondern
ebenfalls für Vergehen gemäß § 12 Abs. 2 StGB. Nur wenn die genannten drei Voraussetzun-
gen erfüllt sind, kann sich ein Täter strafbar machen und ihm gegenüber eine Strafe verhängt
werden. Dabei unterteilt sich die erste Prüfungsebene, die Tatbestandsmäßigkeit, in den objek-
tiven und subjektiven Tatbestand. Daraus ergibt sich der

Aufbau des vorsätzlichen vollendeten Begehungsdelikts
1. Tatbestandsmäßigkeit

a) Objektiver Tatbestand
b) Subjektiver Tatbestand

2. Rechtswidrigkeit
3. Schuld

13Zunächst ist also im Rahmen der ersten Stufe des Verbrechensaufbaus der objektive Tatbe-
stand mit seinen Voraussetzungen im Einzelnen zu prüfen. Nur dann, wenn dieser bejaht wer-
den kann, darf zu der zweiten Ebene gewechselt werden, also dem subjektiven Tatbestand.
Gelangt man hingegen zu dem Ergebnis, dass ein Merkmal des objektiven Tatbestands nicht
erfüllt ist, muss die Prüfung des vollendeten Delikts beendet werden. Stets ist dann aber zu
überlegen, ob nicht möglicherweise eine Strafbarkeit wegen Versuchs in Betracht kommt.

14Im subjektiven Tatbestand als zweitem Element der Tatbestandsmäßigkeit sind dasWissen um
die objektiven Tatbestandsmerkmale sowie der Wille zu deren Verwirklichung zu erörtern. Es
geht also um den Vorsatz, der sich vom Ausgangspunkt als Spiegelbild des objektiven Tatbe-
stands in der Vorstellung des Täters begreifen lässt. Zudem sind auf der Ebene des subjektiven
Tatbestands etwaige besondere subjektive Merkmale zu untersuchen. Einzelne Tatbestände
verlangen neben dem Vorsatz ein solches Erfordernis. Ein Beispiel dafür ist der Diebstahl
gemäß § 242 StGB, bei dem neben dem Vorsatz in Bezug auf die Anforderungen des objektiven
Tatbestands – Wegnahme einer fremden beweglichen Sache – zusätzlich als besonderes sub-
jektives Merkmal die Zueignungsabsicht zu erörtern ist. Sie hat kein Pendant auf objektiver
Ebene, ist damit also eine sogenannte überschießende Innentendenz (Rengier, BT I, § 2
Rdn. 86; Zieschang, BT 2, Rdn. 152). Fehlt der Vorsatz (oder das besondere subjektive Merk-
mal), ist die Prüfung des vorsätzlichen, vollendeten Begehungsdelikts zu beenden. In Betracht
zu ziehen ist dann aber insbesondere eine Strafbarkeit wegen fahrlässiger Deliktsbegehung,
sofern – wie etwa in § 222 StGB (fahrlässige Tötung) – die fahrlässige Tat unter Strafe gestellt
ist (vgl. § 15 StGB). Im Übrigen ist durchaus auch an Versuch zu denken, so etwa, wenn der

I. Einleitende Bemerkungen
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objektive Geschehensablauf nicht mehr vom Vorsatz des Täters umfasst war; dann kommt
bezüglich der eigentlich intendierten Tat Versuch in Betracht.

15 Ist der subjektive Tatbestand verwirklicht, muss in der weiteren Prüfung zu der zweiten Ver-
brechensstufe übergegangen werden, also zur Rechtswidrigkeit. Auf dieser Ebene ist zu unter-
suchen, ob dem Täter möglicherweise Rechtfertigungsgründe zugutekommen. Klassischer
Rechtfertigungsgrund im StGB ist die Notwehr gemäß § 32 StGB. Ist das objektiv tatbestands-
mäßig-vorsätzliche Verhalten gerechtfertigt, muss die Prüfung beendet und eine Strafbarkeit
nach der untersuchten Norm verneint werden. Liegen hingegen keine Rechtfertigungsgründe
vor, ist in der weiteren Erörterung schließlich die dritte Verbrechensstufe anzusprechen.

16 Die dritte Voraussetzung, die erfüllt sein muss, um Strafe zu verhängen, ist die Schuld des
Täters. Hierbei handelt es sich um das höchstpersönliche Merkmal im Rahmen des Straftatauf-
baus. Zu erörtern ist auf dieser Stufe, sofern der Sachverhalt dazu Anhaltspunkte liefert, ob
Gründe vorliegen, welche die Schuld des Täters ausschließen oder seine Tat entschuldigen.
Ein klassischer Schuldausschließungsgrund ist § 20 StGB, also die Schuldunfähigkeit wegen
seelischer Störungen. Als typischer Entschuldigungsgrund ist der entschuldigende Notstand
gemäß § 35 StGB zu nennen. Liegen im konkreten Fall in Bezug auf die jeweils erörterte Straf-
norm keine Gründe vor, welche die Schuld des Täters entfallen lassen, ist die Schuld des
Täters zu bejahen.

17 Ergebnis der Prüfung ist dann, dass sich der Täter im Hinblick auf ein ganz bestimmtes Ver-
halten nach der geprüften Strafvorschrift strafbar gemacht hat. Beispiel: „A hat sich angesichts
des dem O zugefügten Faustschlags wegen Körperverletzung nach § 223 Abs. 1 StGB strafbar
gemacht.“

3. Straftaten mit Auslandsberührung

18 Zu beachten ist, dass in Ausnahmefällen vor der Prüfung von Tatbestandsmäßigkeit, Rechts-
widrigkeit und Schuld untersucht werden muss, ob das deutsche Strafrecht überhaupt
anwendbar ist. Insbesondere dann, wenn eine Straftat im Ausland begangen worden ist, stellt
sich die Frage, ob der Täter sich nach deutschem Strafrecht strafbar gemacht hat. Diese Fragen
werden vom sogenannten internationalen Strafanwendungsrecht beantwortet. Es ist in den
§§ 3 ff. StGB geregelt.

Beispiel:
Der Franzose A tötet vorsätzlich in Paris die Deutsche O. Er wird beim Grenzübertritt in
Aachen festgenommen. Kann A nach deutschem Strafrecht gemäß § 212 StGB bestraft
werden?

19 A hat die Tat nicht im Inland begangen, sodass das deutsche Strafrecht nicht über § 3 StGB
(Territorialitätsgrundsatz) anwendbar ist. Auch das Flaggenprinzip gemäß § 4 StGB greift
nicht.

20 Das Schutzprinzip des § 5 StGB (Auslandstaten gegen inländische Rechtsgüter) ist ebenso
wenig einschlägig wie das in § 6 StGB verankerte Weltrechtsprinzip (Auslandstaten gegen
international geschützte Rechtsgüter).

21 Die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 StGB könnten vorliegen. A hat die Tat im Ausland –

Frankreich – begangen. Ort der Begehung einer Tat ist nach § 9 Abs. 1 StGB der Ort, an dem
der Täter gehandelt hat oder an dem der Erfolg eingetreten ist. Opfer der Straftat ist eine Deut-
sche. Auch ist diese Tat am Tatort mit Strafe bedroht (homicide volontaire, meurtre [vorsätz-
liche Tötung], Art. 221–1 Code pénal [französisches Strafgesetzbuch]). Damit ist deutsches
Strafrecht anwendbar. § 7 Abs. 1 StGB verankert das sogenannte passive Personalitätsprinzip
(Individualschutzprinzip).
A hat einen anderen Menschen getötet. Er handelt vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft. A
hat sich daher gemäß § 212 StGB strafbar gemacht.
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22Ergänzend sei auf das aktive Personalitätsprinzip (Straftat eines Deutschen im Aus-
land) im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB hingewiesen; die Vorschrift setzt einschrän-
kend ebenfalls voraus, dass die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder keiner Straf-
gewalt (Niemandsland) unterliegt. Schließlich ist in § 7 Abs. 2 Nr. 2 StGB das Prinzip
der stellvertretenden Strafrechtspflege geregelt.

23Angemerkt sei, dass gemäß § 51 Abs. 3 StGB eine im Ausland wegen derselben Tat
vollstreckte Strafe auf die neue Strafe angerechnet wird, soweit die ausländische
Strafe vollstreckt ist. Die bereits erfolgte Verurteilung im Ausland hindert also die
Anwendung des deutschen Strafrechts grundsätzlich nicht, es kommt lediglich zur
Anrechnung. Zwei Besonderheiten gilt es aber dabei zu beachten: Zum einen kommt
verfahrensrechtlich gemäß § 153 c StPO in solchen Fällen die Einstellung des Verfah-
rens in Betracht. Zum anderen wird u. a. durch Art. 54 des Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommens (SDÜ) der Grundsatz ne bis in idem (Verbot der Doppelbestra-
fung), der bezogen auf das nationale Recht in Art. 103 Abs. 3 GG verankert ist,
internationalisiert: Wenn ein Täter durch eine Vertragspartei rechtskräftig abgeurteilt
worden ist, darf er durch eine andere Vertragspartei wegen derselben Tat nicht ver-
folgt werden, sofern im Fall einer Verurteilung die Strafe vollstreckt ist, vollstreckt
wird oder nach dem Recht des Urteilsstaates nicht mehr vollstreckt werden kann.
Das SDÜ ist in den Geltungsbereich der Europäischen Union einbezogen, sodass
Art. 54 SDÜ für die EU-Mitgliedstaaten zu beachten ist.
Wäre also im Beispielsfall A in Frankreich wegen der Tat verurteilt und dort die Strafe
auch vollstreckt worden, könnte Awegen Art. 54 SDÜ nicht noch einmal wegen die-
ser Tat in Deutschland verfolgt werden. Auch Art. 50 der Grundrechtecharta der EU
enthält ein Doppelbestrafungsverbot. Nach dieser Bestimmung darf niemand wegen
einer Straftat, derentwegen er bereits in der EU nach dem Gesetz rechtskräftig verur-
teilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren erneut verfolgt oder
bestraft werden, wobei dieser Artikel nach Auffassung des EuGH durch Art. 54 SDÜ,
der die Vollstreckungsbedingung enthält, eingeschränkt wird (EuGH, NJW 2014, 3007,
3008).

24Die Frage der Anwendbarkeit des deutschen Strafrechts ist gegebenenfalls der eigent-
lichen Prüfung der jeweiligen Strafbestimmung, also der Untersuchung von Tatbe-
standsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit und Schuld, voranzustellen. Die Fälle, in denen
in Prüfungsarbeiten die Tat Auslandsbezug aufweist, sind jedoch selten.

25Hingewiesen sei schließlich darauf, dass der Begriff „internationales Strafrecht“ heute
auch noch in einem anderen Zusammenhang benutzt wird, nämlich im Hinblick auf
die transnationale Bedeutung des Strafrechts (Strafrecht und Europäische Union;
Bedeutung der Europäischen Menschenrechtskonvention für das Strafrecht; Völker-
strafrecht).
Nach diesen kurzen Erläuterungen zum internationalen Strafrecht soll nunmehr im
Detail auf die Gesichtspunkte „Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit und Schuld“
eingegangen werden.

II. Der objektive Tatbestand

26Die Strafbestimmungen des Besonderen Teils des StGB weisen jeweils ausgehend von
dem Grundsatz, dass sie dem Schutz bestimmter Rechtsgüter dienen (z. B. Schutz des
Rechtsguts „Leben“ in den §§ 211 ff. StGB, der „körperlichen Unversehrtheit“ in den
§§ 223 ff. StGB oder der „Willensentschließungs- und Willensbetätigungsfreiheit“ in
§ 240 StGB), ganz unterschiedliche tatbestandliche Voraussetzungen auf. So geht es in
§ 212 StGB darum, dass der Täter einen anderen Menschen tötet. Bei § 242 StGB ver-
langt der objektive Tatbestand die „Wegnahme einer fremden beweglichen Sache“.
Die Körperverletzung gemäß § 223 StGB setzt tatbestandsmäßig voraus, dass der Täter
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